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5. Änderung F-Plan der Stadt Laage für den OT Kronskamp, Am Kopckenberg, Frühzeitige 

Beteiligung, Ihr Schreiben vom 15.06.2021 

 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

zu den eingereichten Unterlagen gebe ich im Rahmen der Beteiligung der Träger öffentlicher 

Belange folgende Stellungnahme ab: 

 

Aus Sicht des Staatlichen Amtes für Landwirtschaft und Umwelt Mittleres Mecklenburg (StALU 

MM) gibt es zum o.g. Vorhaben grundsätzlich keine Bedenken. Um Beachtung folgender 

Hinweise wird gebeten: 

 

Naturschutz, Wasser und Boden: 

 

Naturschutz 

 

Naturschutzfachliche Belange, die durch das Staatliche Amt für Landwirtschaft und Umwelt 

Mittleres Mecklenburg (StALU MM) zu vertreten sind, werden nicht berührt. Zuständige 

Naturschutzbehörde ist die Untere Naturschutzbehörde des Landkreises Rostock. 

 

Wasserwirtschaft 

 

Ver- und Entsorgungsleitungen sowie wasserwirtschaftliche Anlagen, die sich im 

Zuständigkeitsbereich des StALU MM befinden, sind nicht betroffen. Das Gleiche gilt für 

Gewässer I. Ordnung. 

 

Mögliche Maßnahmen am im Vorhabengebiet befindlichen Gewässer II. Ordnung sind mit dem 

unterhaltungspflichtigen WBV sowie der hier zuständigen Unteren Wasserbehörde des 

Landkreises Rostock abzustimmen. 
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Bodenschutz 

 

Bodenschutzrechtliche Belange, die durch das Staatliche Amt für Landwirtschaft und Umwelt 

Mittleres Mecklenburg zu vertreten sind, werden nicht berührt.  

 

Nach § 14 Abs. 3 Landesbodenschutzgesetz (LBodSchG M-V) sind die Landräte und 

Oberbürgermeister (Bürgermeister) der kreisfreien Städte für die Ermittlung und Erfassung 

altlastverdächtiger Flächen sowie die Belange des vorsorgenden Bodenschutzes zuständig. Die 

Stellungnahme der Unteren Bodenschutzbehörde des Landkreises Rostock ist daher einzuholen. 

 

Soweit im Rahmen von Baumaßnahmen Überschussböden anfallen bzw. Bodenmaterial auf dem 

Grundstück auf- oder eingebracht werden soll, haben die nach § 7 BBodSchG Pflichtigen 

Vorsorge gegen das Entstehen schädlicher Bodenveränderungen zu treffen, die 

standorttypischen Gegebenheiten sind hierbei zu berücksichtigen. Die Forderungen der §§ 10 bis 

12 Bundes- Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) sind zu beachten.  

 

Sofern im Zuge der Baugrunderschließung Bohrungen niedergebracht werden, sind die 

ausführenden Firmen gegenüber dem LUNG M-V – Geologischer Dienst – meldepflichtig.  

 

Landwirtschaft: 

 

• Der Entzug bzw. die zeitweilige Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Flächen ist auf den 

absolut notwendigen Umfang zu beschränken. Auf den zeitweilig in Anspruch genommenen 

Flächen ist die landwirtschaftliche Nutzbarkeit nach Abschluss der Baumaßnahmen vollständig 

wiederherzustellen. 

 

•   Die Erreichbarkeit der angrenzenden landwirtschaftlichen Flächen mit landwirtschaftlicher 

Technik und die Funktionstüchtigkeit vorhandener Drainagesysteme sind sicherzustellen.  

 

•   Betroffene Landwirtschaftsbetriebe sind frühzeitig zu beteiligen und möglichst einvernehmliche 

Regelungen über die Flächeninanspruchnahme herzustellen. Im Falle von Flächenverlusten sind 

erforderliche Ausgleichs- und Entschädigungsregelungen zu treffen. 

 

Immissionsschutz: 

 

Hinsichtlich des vorbezeichneten Vorhabens möchte ich auf folgende nach dem BImSchG 

genehmigungsbedürftige Anlage in einem Umkreis von ca. einem Kilometer zum Vorhaben 

hinweisen: 

 

In einer Entfernung von ca. 430 m südwestlich vom Vorhaben (Gemarkung Kronskamp, Flur 1, 

Flurstück: 367, 403, 414, 415) betreibt die Landwirtschaftlicher Milchhof „Am Recknitztal“ e. G. 

eine Milchviehanlage mit 865 Rinderplätzen, 203 Kälberplätzen, und einer Güllelagerkapazität 

von 5.582 m³.  

 

Bezüglich dieser Anlage ist zu berücksichtigen, dass bei einem bestimmungsgemäßen 

Anlagenbetrieb Luftschadstoffe in Form von Ammoniak und Stickstoff, Bioaerosolen und Schall 

sowie Gerüche innerhalb der gesetzlichen Grenzwerte emittiert werden können.  
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Sonstige von unserer Behörde zu vertretende Belange sind vom o.g. Vorhaben nicht berührt. 

 

Diese Stellungnahme bezieht sich nur auf die von Ihnen vorgelegten Unterlagen. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

 

 

 

Silke Krüger-Piehl 
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